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FHNW:DiebeidenBasel
werdenzurKassegebeten
Basel-Stadt undBaselland bezahlen künftig deutlichmehr.

BenjaminWieland

Der Leistungsauftag der Fach-
hochschule Nordwestschweiz
(FHNW) für die kommenden
vier Jahre liegt vor. Die Hoch-
schule erhält für denLeistungs-
auftrag für die Jahre 2025 bis
2028 mehr Geld. Vor allem die
beiden Basel steuern erheblich
mehr zum Budget der FHNW
bei: Der Anteil von Baselland
undBasel-Stadt beträgtmittler-
weilemehr als 50 Prozent.

Der Globalbeitrag der
FHNWfürdienächstenvier Jah-
rewirdmit insgesamt995Millio-
nen Franken angegeben. Das
sind57,5Millionenmehralsbeim
auslaufenden Leistungsauftrag.
DerLöwenanteildesZuwachses
–54.6Millionen–stammtausBa-
sel-Stadt undBaselland.

Die beiden Basel überwei-
sen künftig je über 27Millionen
Frankenmehr andieHochschu-
le als bisher. Der Anteil von Ba-
selland steigt von knapp 271
auf 298 Millionen Franken, je-
ner von Basel-Stadt von 177.3
auf 204,7Millionen. Prozentual
finanzieren die beiden Basel
neu 29,9 (Baselland) und
20,6 Prozent (Basel-Stadt) des

Budgets der vierkantonalenBil-
dungseinrichtung.

Als einzigerKantonausdem
QuartettwirdderAargau inden
kommenden vier Jahren weni-
ger stark belastet (-1,1 Millio-
nen), während das Plus im Fall
vonSolothurnmoderat ausfällt:
3,9Millionen.DerAargaubleibt
aber der grösste Zahler.

FHNWbenötigtmehrGeld
alsabgedeckt
Die Erklärung für diese Ver-
schiebungen liegt im Finanzie-
rungsschlüssel,wie ihnParagraf
26desStaatsvertragsderFHNW
festhält. Dort heisst es, dass er
zu 80 Prozent aus derHerkunft
der Studierenden aus den Trä-
gerkantonen zu berechnen ist
und zu den restlichen 20 Pro-
zent ausderEntwicklungder je-
weiligen Standorte.

«DerVerteilschlüsselwird je-
weils pro Leistungsauftragspe-
riode neu berechnet, indem auf
die Werte der drei vorangegan-
genen Jahre abgestellt wird, die
demBerechnungsjahrvorausge-
hen», teilt Ariane Bürgin, Leite-
rin Hochschulen beim Erzieh-
ungsdepartement Basel-Stadt
mit.DieFinanzkraftderKantone

oder deren Bevölkerungsent-
wicklungbeeinflussendieAntei-
leamGlobalbeitragnichtdirekt.
Jedoch haben aber gerade die
Rechnungsabschlüsse der Kan-
tone einen Einfluss auf die Dis-
kussionen über neue Finanzie-
rungsperioden.AllevierKantone
verhandeln ihre Leistungen an
die FHNWmit der Hochschule,
derBeitragmusseinvernehmlich
beschlossenwerden.

Insgesamt benötigt die
FHNW sogar noch mehr Geld
als via Globalbeitrag gedeckt.
Die Lücke von etwas mehr als
sieben Millionen Franken hat
die Hochschule aber selber zu
decken: via ihr Eigenkapital.

Dass beide Basel mehr mit-
finanzierenmüssen, könnte zu-
mindest im Fall Baselland mit
bedeutenden Investitionen in
lokale FHNW-Standorte zu tun
haben. Im Jahr 2014 wurde der
Neubau für die Hochschule für
Gestaltung und Kunst auf dem
Münchensteiner Teil des Drei-
spitzes eingeweiht. Und mit
dem 2018 eröffneten FHNW-
Campus in Muttenz besitzt die
Baselbieter Gemeinde seither
sogar das grösste Gebäude im
Hochschulverbund.

Zürcherinhisst falscheFahne
undwirdzurKassegebeten
An einer Jacht in Kiel flatterte die Schweizer Flagge. Das
löste Ermittlungen der Basler Staatsanwaltschaft.

Patrick Rudin

Es war kurz vor Mittag, als die
heute 55-jährige Frau ausWin-
terthur im Mai 2023 mit ihrer
Jacht im schleswig-holsteini-
schen Kiel in einen Sportboot-
hafen tuckerte undanlegte. Am
Mast ihrer 13-Meter-Jacht, die
vonderOstseeher kam, flatter-
te eine Schweizer Fahne. Das
sollte die heute 55-Jährige noch
teuer zu stehen kommen.

Wie eine Überprüfung des
Schweizerischen Seeschiff-
fahrtsamtes in Basel ergab, war
das Boot nicht im sogenannten
Schweizer Jachtenregister ein-
getragen. Das Bundesgesetz
über die Seeschifffahrt unter
der Schweizer Flagge ist in die-
sem Punkt jedoch streng: Wer
ohne Eintrag im Schweizer Re-
gister die Schweizer Flagge
führt oder als Kapitän eines
schweizerischen Seeschiffes
die Flagge nicht führt oder gar
eine fremde Flagge hisst, wird
mit Freiheitsstrafe bis zu drei
Jahren oder Geldstrafe be-
straft.

Zuständig für die Strafver-
folgung ist durch denRegister-
hafen Basel die Basler Staats-
anwaltschaft: Diese erliess nun

einen Strafbefehl mit einer be-
dingten Geldstrafe von 10 Ta-
gessätzen zu 210 Franken. Be-
zahlen muss die 55-jährige
Schiffsführerin aus dem Kan-
ton Zürich eine Busse von 400
Franken undVerfahrenskosten
von 300 Franken.

TrotzVerstosses inKiel sind
BaslerBehördenzuständig
Strafbefehle aufgrund dieses
Gesetzes werden auch an die
Bundesanwaltschaft gemeldet.
Die 55-Jährige hat gegen den
Strafbefehl keine Einsprache
erhoben, er ist deshalb Anfang
Juni 2024 rechtskräftig ge-
worden.

Bei den meisten Gesetzen
gilt strafrechtlichdas sogenann-
te Tatortprinzip, sie sind dem-
nach nur bei Vorfällen in der
Schweiz anwendbar. Das
SchweizerischeSeeschifffahrts-
gesetzhingegengilt inBezugauf
strafbare Handlungen auf der
ganzen Welt. Der Anhang des
Gesetzes schreibt auch Form,
Farbe und Grössenverhältnisse
der Schweizer Flagge vor. Wel-
che Flagge die Frau auf ihrer
Jachthätte führendürfen, ist im
Strafbefehl jedoch nicht er-
wähnt.

Polizei-Debattegehtweiter
Der Landrat will Ausländer ins Polizeikorps aufnehmen - CarolineMall (SVP) erst die Polizistinnen und Polizisten dazu befragen.

Nic Engel

EndeMai wurde imBaselbieter
Landrat eineMotion von Simo-
neAbt (SP) gutgeheissen:Diese
fordert, dassAusländermitNie-
derlassungsbewilligung C bei
der Baselbieter Polizei aufge-
nommen werden können. Der
Regierungsrat arbeitet nundazu
eine Gesetzesvorlage aus.
Kommt das Gesetz durch, wäre
dasBaselbieterKorpsdas fünfte
in der Schweiz mit Polizisten
ohne Schweizer Pass. Unter an-
derem in Basel-Stadt ist das
schonTatsache.

Wer gedacht hat, dass die
Debatten mit der angenomme-
nen Motion nun abebben, hat
sich aber getäuscht. Landrätin
Caroline Mall (SVP) fordert in
einem Postulat eine anonymi-
sierte Umfrage im Baselbieter
Polizeikorps.EinederFragenan
die Baselbieter Polizistinnen
undPolizisten:Obsiebefürwor-
ten, dass «AusländerInnen mit
einer Niederlassungsbewilli-
gung C in das Korps der Polizei
aufgenommen oder als Polizei-
anwärterInnen in Zukunft rek-
rutiert»werden können.

«Direktbetroffenemüssen
einbezogenwerden»
Will die SVP-Landrätin damit
dieAufnahmevonAusländer in
denPolizeidienstdochnochver-
hindern?Das seinichtdieFrage,
sagt Mall: «Grundsätzlich ist es
mir wichtig, dass die Direktbe-
troffenen miteinbezogen und
befragtwerden.»Daherhabesie
sich für diesen Vorstoss ent-

schieden - schliesslichhandlees
sich bei der Thematik um eine
«zentrale Frage.»

RegierungsratunddieMehr-
heit desLandrats sehendieAuf-
nahmevonAusländern insPoli-
zeikorps positiv. Mall meint
dazu aber: «Ich binmir nicht si-
cher, obbis anhin inderDebatte
die Position der Polizistinnen
und Polizisten genügend be-

rücksichtigt worden ist.» Auch
deswegen mache eine solche
Umfrage Sinn.

Die Diskussion, ob Auslän-
der beim Polizeikorps zugelas-
sen werden sollen, ist schon et-
wasälter: 2021nahmsichTania
Cucè (SP)derThematikan – ihre
Motion wurde als Postulat vom
ParlamentandenRegierungsrat
überwiesen. Die jetzigeMotion

geht im Wesentlichen auf die
VorschlägeCucès zurück.

DerenUrheberinSimoneAbt
(SP) sieht das PostulatMalls kri-
tisch. Sie sagt: «Ich würde mei-
ner Fraktion empfehlen, dieses
abzulehnen.» Bei dem Vorstoss
handle es sich um «schlechtes
Verlierertum.» Abt versteht
nicht, warum Mall ihr Anliegen
erst jetzt,nachAnnahmederMo-

tion, vorbringt. «Es ist seltsam,
denEntscheiddesLandratesab-
zuwarten und erst nachher die
Polizistendazu zubefragen.»

Ausserdem meint sie, Mall
wolle so Animositäten schüren,
etwa wenn es heisse, der Land-
rat sei für die Aufnahme, aber
dasKorpsdagegen – falls ein sol-
ches Resultat in der Umfrage
denn zustande komme.

Diese verteidigt den Zeitpunkt
ihres Vorstosses: Noch gebe es
ja keine ausgearbeitete Geset-
zesvorlageunddieUmfrage sol-
le spätestensbis imerstenQuar-
tal 2025 durchgeführt werden.
Esgehenichtdarum,denRegie-
rungsrat unter Zeitdruck zu set-
zen, betontMall.

SimoneAbt:«Keine
Alternative»
SP-Landrätin Abt sagt, es gebe
angesichts der dünnen Perso-
naldecke der Polizei und der zu
tiefenZahlderAspirantenkeine
Alternativedazu, auchgeeigne-
te Ausländerinnen und Auslän-
dermitC-Ausweis insKorpsauf-
zunehmen. Die Anforderungen
an Nicht-Schweizer seien die-
selben.Esgehedarum,dieQua-
lifikation der Anwärter hochzu-
halten.

Werden künftig Ausländer mit C-Niederlassungsbewilligung bei der Baselbieter Polizei dabei sein? Bild: Georgios Kefalas

«Ichbinmir
nicht sicher,
obdiePosition
derPolizisten
genug
berücksichtigt
wurde.»
CarolineMall
SVP-Landrätin

BeiAnreise an
EM-Spiel verhaftet
OffenerHaftbefehl Das hat sich
dieser 37-jährige Fussballfan
vermutlich anders vorgestellt:
Statt Fussball im Stadion war-
tete für ihn amGrenzübergang
inWeil amRhein eine Festnah-
me. Denn wie das deutsche
Polizeipräsidium Freiburg in
einerMitteilung schreibt, kon-
trollierten Einsatzkräfte der
Bundespolizei am Samstag-
morgen einen albanischen
Staatsangehörigen bei der Ein-
reise nach Deutschland.

Der festgenommene Fuss-
ballfan konnte zwar einen
gültigen albanischenReisepass
sowie einen gültigen italie-
nischen Aufenthaltstitel vorle-
gen. «Allerdings ergab seine
Überprüfung einen bestehen-
den Haftbefehl zur Vollstre-
ckung einer Restfreiheitsstrafe
von 625 Tagen», wie es in der
Mitteilung des Polizeipräsi-
diums Freiburg weiter heisst.

Der 37-Jährige war wegen
unerlaubter Einfuhr von Betäu-
bungsmitteln in«nicht geringer
Menge», wie die Polizei
schreibt, zu einer Freiheitsstra-
fevondrei JahrenundsechsMo-
naten verurteilt worden. 2018
wurdeer ausderHaftherausab-
geschoben.Der gesuchteMann
wurdevorOrtdurchdieBundes-
polizei festgenommen und in
eine Justizvollzugsanstalt einge-
liefert. (chm)


